
 
 
 
 
 
 

Universitätsstadt Gießen 
 
 

Bebauungsplan Nr. G 54 
 

„Hessenhalle“, 2. Änderung 
(Teilgebiet Schlachthof) 

 
 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange 

 
 

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Unterrichtung der Öffentlichkeit 
gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB sowie der erneuten eingeschränkten Offenlegung und Beteiligung der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB jeweils 
in Verbindung mit § 13a BauGB eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen. 
 
 
Gießen, den 21.01.2015 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB vom 
24.07.2014 bis 08.08.2014  
 
Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der 
Abwägung unterliegen: 
Frau Fatma Arslauer, August-Balzer-Weg 4, 35398 Gießen (06.08.2014) 
Frau Carmen und Herr Thomas Heil, August-Balzer-Weg 10, 35398 Gießen 
(06.08.2014) 
Frau Heike und Herr Wolfgang Schneider, August-Balzer-Weg 2, 35398 Gießen 
(06.08.2014) 
Herr Stevan Stevanovic, August-Balzer-Weg 4, 35398 Gießen (06.08.2014) 
Herr Cemal Özgeday, August-Balzer-Weg 4, 35398 Gießen (06.08.2014) 
Herr Adolf Hofmann, Rodheimer Straße 43, 35398 Gießen (07.08.2014) 
Frau RAin Dr. Constanze Nönnig als Vertreterin der M.A.T. Objekt GmbH und Messe 
Giessen GmbH, An der Markthalle 3, 09111 Chemnitz (08.08.2014) 
 
 
 
Offenlegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB vom 21.10.2014 bis 
21.11.2014 
 
Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der 
Abwägung unterliegen: 
Herr Jan Fleischauer, Jahnstraße 40, 35394 Gießen (30.10.2014) 
Frau Heike und Herr Wolfgang Schneider, August-Balzer-Weg 2, 35398 Gießen 
(20.11.2014) 
Herr Stevan Stevanovic, August-Balzer-Weg 4, 35398 Gießen (20.11.2014) 
Frau RAin Dr. Constanze Nönnig als Vertreterin der M.A.T. Objekt GmbH und Messe 
Giessen GmbH, An der Markthalle 3, 09111 Chemnitz (21.11.2014) 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffent licher Belange gem. § 4 
Abs. 2 BauGB vom 21.10.2014 – 21.11.2014 

 
Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten und daher keiner 
Abwägung  unterliegen: 
Universitätsstadt Gießen, Tiefbauamt (24.10.2014) 
PLEdoc GmbH (13.11.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Untere Bauaufsichtsbehörde (19.11.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (20.11.2014) 
Regierungspräsidium Gießen (20.11.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Rechtsamt (24.11.2014) 
 
Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise: 
Magistrat der Stadt Wetzlar, Stadtplanungsamt (22.10.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Liegenschaftsamt (23.10.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Ordnungsamt, Straßenverkehrsbehörde (23.10.2014) 
EnergieNetz Mitte GmbH (23.10.2014) 
Hessen Mobil Straßenverkehrsmanagement, Dillenburg (24.10.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Jugendamt (24.10.2014) 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, Koblenz (27.10.2014) 
hessenARCHÄOLOGIE (28.10.2014) 
Polizeipräsidium Mittelhessen, Regionaler Verkehrsdienst  (28.10.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Behindertenbeauftragter (28.10.2014) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (03.11.2014) 
Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Südwest (05.11.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Stadtvermessungsamt (11.11.2014) 
Amt für Bodenmanagement (13.11.2014) 
Handelsverband Hessen Süd e.V. (13.11.2014) 
IHK Gießen-Friedberg (17.11.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Stadtreinigungs- und Fuhramt (19.11.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Abteilung Wirtschaftsförderung (20.11.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz (21.11.2014) 
Stadtwerke Gießen AG, Abteilung Wärmeversorgung (24.11.2014) 
Universitätsstadt Gießen, Mittelhessische Wasserbetriebe (24.11.2014) 
Kreisausschuss LK Gießen, FD Wasser- und Bodenschutz (24.11.2014) 
 
 

Keine Stellungnahme abgegeben haben: 
Kreisausschuss LK Gießen, Gesundheitsamt, Kreisstraßen 
Landrat des LK Gießen, Staatl. Veterinäramt 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Abt. für Vor- und Frühgeschichte  
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Abt. Bau- und Kunstdenkmalpflege 
Archäologischer Denkmalpfleger, Herr Manfred Blechschmidt 
Universitätsstadt Gießen, Hochbauamt, Untere Denkmalschutzbehörde 
Handwerkskammer 
Kreishandwerkerschaft 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Andrea Malkmus 
Hessische Gesellschaft für Ornithologie u. Naturschutz e.V., Matthias Korn 
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V. 
Naturschutzbund Deutschland e.V., Monika Schütz 
Stadtwerke Gießen AG, Abteilung Nahversorgung 
Stadtwerke Gießen AG, Abteilung Stromversorgung 
Stadtwerke Gießen AG, Abteilung Wasserversorgung 
Stadtwerke Gießen AG, Mit.N., Abteilung Gasversorgung 
Universitätsstadt Gießen, Gartenamt 
Universitätsstadt Gießen, Frauenbeauftragte 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Ortsverband Stadt und Landkreis Gießen 
 
 
 
 
 
 
Erneute, eingeschränkte Offenlegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB vom 
16.12.2014 bis 06.01..2015  
 
Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der 
Abwägung unterliegen: 
Frau Heike und Herr Wolfgang Schneider, August-Balzer-Weg 2, 35398 Gießen 
(05.01.2015) 
Herr Stevan Stevanovic, August-Balzer-Weg 4, 35398 Gießen (05.01.2015) 
Frau Rain Dr. Constanze Nönnig als Vertreterin der M.A.T. Objekt GmbH und Messe 
Gießen GmbH, An der Markthalle 3, 09111 Chemnitz (06.01.2015) 
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Erneute, eingeschränkte Beteiligung der Behörden und  sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4a Abs. 3 BauGB vom 16.12.2014 – 06.01.2015 

 
Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise: 
Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (05.01.2015) 
Kreisausschuss LK Gießen, FD Wasser- und Bodenschutz (05.01.2015) 
Universitätsstadt Gießen, Untere Bauaufsichtsbehörde (06.01.2015) 
Regierungspräsidium Gießen (12.01.2015) 
 
Keine Stellungnahme abgegeben haben: 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Abt. Bau und Kunstdenkmalpflege 
Universitätsstadt Gießen, Hochbauamt, Untere Denkmalschutzbehörde 
PLEdoc GmbH 
Stadtwerke Gießen, Abt. Wärmeversorgung 
Stadtwerke Gießen AG, Abteilung Stromversorgung 
Stadtwerke Gießen AG, Abteilung Wasserversorgung 
Stadtwerke Gießen AG, Mit.N., Abteilung Gasversorgung 
Universitätsstadt Gießen, Tiefbauamt 
Universitätsstadt Gießen, Mittelhessische Wasserbetriebe 
 
 
Hinweis zur Anordnung der Stellungnahmen  
 
Zur verbesserten Handhabung und Übersicht werden die abzuwägen-
den Stellungnahmen in der folgenden Auflistung entgegen der oben 
aufgeführten Zusammenstellung nach den einzelnen Beteiligungs-
schritten 
a) in der Reihenfolge 

1.  Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus der erneuten, 
eingeschränkten Offenlage des Planentwurfes,  

2.  Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus der Offenlage 
des Planentwurfes und  

3. Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus der frühzeitigen 
Unterrichtung/Beteiligung zum Vorentwurf  

angeordnet, wobei 

b) in beiden Öffentlichkeits-Beteiligungsschritten abgegebene 
Stellungnahmen der gleichen Person oder Institution zusam-
men gefügt werden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 0: Der Anregung wird gefolgt und die Begründung im Kapitel 9.3 
Konfliktbewältigung dahingehend angepasst, dass einige der Anregungen aus 
der Öffentlichkeit im Rahmen der Erstellung des Bebauungsplanes nicht 
berücksichtigt werden konnten. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 1: Der Anregung zur Anpflanzung einer Pflanzachse östlich des August-
Balzer-Wegs aus stadtgestalterischen und stadtökologischen Gründen wird 
durch die Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
und 25 b BauGB entsprochen. 
Weiterhin werden entlang des August-Balzer-Wegs die Anzahl und der erforderliche 
Mindest-Stammumfang planungsrechtlich festgesetzt. Die festgesetzten 
Anpflanzachsen dienen dazu, einen stadtgestalterisch verträglichen Übergang 
zwischen den östlich des August-Balzer-Wegs geplanten Funktionsgebäuden 
(Versorgungsgebäude, Lagerhalle und Parkhaus) und der gegenüberliegenden 
Wohnbebauung zu gewährleisten. Zusätzlich dazu leisten die anzupflanzenden 
Bäume einen Beitrag zur Verbesserung der lokalen klimatischen- und 
lufthygienischen Wohlfahrtswirkung (Schattenspende, Vergrößerung der 
Verdunstungsflächen, Absorption von Luftschadstoffen). 
 
Zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Anpflanzungen ist ämterübergreifend 
abgestimmt worden, dass die Bäume im Bereich des festgesetzten Sondergebietes 
wegen der noch nicht absehbaren Errichtung der Lagerhalle ersatzweise durch das 
städtische Gartenamt im Bereich des August-Balzer-Wegs auf städtischen Flächen 
angepflanzt und entsprechend gepflegt werden können. Für die übrigen 
Anpflanzabschnitte ergibt sich die Verpflichtung zur Anpflanzung, Unterhaltung und 
Pflege für die betroffenen Eigentümer sowohl durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sowie die Regelungen des städtebaulichen Vertrages. 
 
 

1. 

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck



Stadt Gießen, Bebauungsplan Nr. G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)     6 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 05.01.2015 

Behandlungsvorschlag:  
Zu 2: Die festgesetzte (zwingende) Höhe des Parkhauses ist sowohl aus 
Gründen des Immissionsschutzes als auch zur Befriedigung des durch die 
zukünftige Wohnbebauung ausgelösten Stellplatzbedarfes notwendig. 
Das Immissionsgutachten Nr. 2554 (Stand 19.01.2015) geht von der Halle 1 auf dem 
Messegelände als maßgebliche gewerbliche Lärmquelle aus, da die Messehalle 
gemäß erteilter Genehmigung sowie der bisher bzw. zumindest zu früheren Zeiten 
üblichen Nutzung auch für nächtliche Musikveranstaltungen beurteilt werden muss. 
Demnach sind, auch unter Berücksichtigung eines vor Jahren erzielten gerichtlichen 
Vergleiches, pro Jahr fünf größere Konzertveranstaltungen (z.B. Rockkonzerte) als 
zulässig anzusetzen. Ungeachtet dessen, dass in der Halle 4 regelmäßig 
vergleichsweise kleinere Konzerte stattfinden, muss für die 
immissionsschutzrechtliche Beurteilung von dem näher an der geplanten 
Wohnbebauung gelegenen Immissionsort ausgegangen werden. 
Darüber hinaus ergibt sich tatsächlich aus dem vorliegenden Gutachten keine 
Auflage die Höhe des geplanten Parkhauses zwingend festzusetzen, allerdings ist 
diese Festsetzung aufgrund nachfolgender Abstimmungsgespräche mit dem 
Gutachter für sinnvoll erachtet und dementsprechend ergänzt worden. 
 
Die Festsetzung schallschutztechnischer Vorkehrungen ist für die außerhalb des 
Plangeltungsbereiches liegende Bestandsbebauung nicht möglich. Allerdings wurden 
die Auswirkungen auf die bereits vorhandene Bebauung im August-Balzer-Weg 
gutachterlich überprüft und die Verträglichkeit für den gewerblichen und den durch 
das Parkhaus induzierten Verkehrslärm inklusive möglicher Schallreflexionen 
nachgewiesen. 
 
Ziel des städtebaulichen Konzeptes ist es ein stark durchgrüntes und von ruhendem 
Verkehr befreites Wohnquartier (Wohnpark) zu entwickeln. Die Ausmaße des 
Parkhauses sind auf Grundlage dieser Maßgabe und der erforderlichen 
Stellplatzanzahl ermittelt worden. Die Stellplätze innerhalb des Parkhauses stehen 
ausschließlich der geplanten Wohnbebauung zur Verfügung und der Zugang wird  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
noch zu (2 ) 
dementsprechend mittels geeigneter Maßnahmen (z.B. Zugang über Chipkarte) 
reglementiert. Mithilfe dieser Maßnahme wird gewerblicher oder öffentlicher Verkehr 
als zusätzliche Belastung für die angrenzende Bewohnerschaft ausgeschlossen. 
Zudem werden durch die geringfügige Verschiebung der Auffahrtsrampe die gemäß 
der Hessischen Bauordnung (HBO) einzuhaltenden Mindestabstände weiterhin 
eingehalten bzw. unterschritten. 
 
Bezüglich der vorgetragenen  

a) Hinweise auf die von der Halle 4 ausgehenden Emissionen und 
b) Verstärkungen der Lärmbelastung des innerhalb eines festgesetzten Misch-

gebietes liegenden Wohngebäudes durch Schallreflexionen  
wird darauf hingewiesen, dass das Immissionsgutachten alle relevanten Einflüsse 
zur Bewertung der Immissionssituation im Umfeld des Planvorhabens ausreichend 
berücksichtigt hat. 
Das Gutachten enthält keine Empfehlungen zur Festsetzung z.B. von passiven 
Schallschutzmaßnahmen (Einbau von Schallschutzfenstern o.ä.) aufgrund der 
vorgesehenen baulichen Veränderungen, da die gemäß Technischen Anleitung/TA 
Lärm anzulegenden Immissionsrichtwerte für Mischgebiete eingehalten werden. 
Somit sind gesunde Wohnverhältnisse auch weiterhin gewährleistet. 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Bauleitplanung sowie auch 
einer etwaigen gerichtlichen Überprüfung gutachterliche Aussagen und Empfeh-
lungen ausschließlich auf der Grundlage EDV-gestützter Prognosen und Ausbrei-
tungsberechnungen nach genau definierten Ermittlungsmethoden zulässig sind. Die 
schallschutzrechtliche Bewertung an Hand der vorgegebenen Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm muss darüber hinaus, im Gegensatz von subjektiven Erfahrungen oder 
auch Messergebnissen einzelner Lärmspitzen, berücksichtigen, dass Tageswerte 
gemittelt und nur in der Nachtzeit auf die lauteste Spitzenstunde abgezielt wird. 

2. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
Zu 3: Der Anregung den Auffahrtturm des Parkhauses geschlossen 
auszuführen wird gefolgt. Aus immissionsschutzrechtlichen Gründen werden 
die Fassaden des Auffahrtsturms mit Ausnahme für die Zu- und Abfahrt des 
Parkhauses geschlossen ausgeführt werden. 
 
Aufgrund der Notwendigkeit, die westliche Fassade des Parkhauses für einen 
optionalen Anbau eines Hochregallagers der Messe Gießen GmbH mit einer 
Brandwand geschlossen auszubilden, wird die geplante Querlüftung zugunsten einer 
Längslüftung in Süd-Nord-Richtung geändert. Darüber hinaus sind keine technischen 
Hilfsmittel (z.B. Zu- und Abluftventilatoren) auf dem Dach bzw. an den Fassaden des 
Parkhauses vorgesehen. Daher sind keine negativen Auswirkungen auf die 
Bestandsbebauung des August-Balzer-Wegs zu erwarten. 
Es besteht auf der Ebene der Bauleitplanung kein Bedarf zur näheren gutach-
terlichen Überprüfung und für einen Verträglichkeitsnachweis bezüglich der neben 
dem Verkehrslärm genannten anderen Emissionen (Abgase, Feinstäube, Licht), da 
ein Parkhaus mit seiner spezifischen Emissionsstruktur auch in der geplanten 
Größenordnung innerhalb eines Mischgebietes allgemein zulässig wäre und somit 
dem Störgrad dortiger Anlagen, aber auch den Schutzbedürfnissen der dort ebenfalls 
allgemein zulässigen Wohnnutzung regelmäßig entspricht. 
 
Aufgrund der heutigen Abgasreinigungsstandards sowie der im Rahmen der von 
Landesbehörden betriebenen Luftreinhalte-Überwachung kann allgemein ausgeführt 
werden, dass eine besondere Belastungssituation durch Autoabgase oder Feinstaub 
nicht angezeigt ist. 
Dennoch wird das Stadtplanungsamt in seiner Stellungnahme zum erforderlichen 
Bauantrag für das Parkhaus speziell auf diese Aspekte eingehen und ggf. gutach-
terliche Verträglichkeitsnachweise gegenüber der Bauaufsichtsbehörde an Hand der 
konkreten Ausgestaltungsplanung einfordern. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dennoch ist die 
Positionierung der Versorgungsgebäude unterschiedlicher Höhe auf die als 
städtebaulich vertretbar einzustufenden Planungen der Stadtwerke Gießen AG 
zurückzuführen. Die Verteilung der Anlagen auf dem Grundstück ergibt sich 
aus internen betriebstechnischen Notwendigkeiten (Synergieeffekte mit den 
bereits im Bestand vorhandenen Anlagen) sowie den Restriktionen und den 
damit verbundenen Baubeschränkungen (Schutzabstände von der 
vorhandenen Gaskugel) auf dem Grundstück selbst. 
Zudem muss in diesem Zusammenhang darauf verwiesen werden, dass aus 
energiepolitischer Sicht die langfristige Entwicklung des Energiestandortes zur 
Sicherstellung der zukünftigen Versorgung der Weststadt und darüber hinaus 
zwingend erforderlich ist. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 20.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck



Stadt Gießen, Bebauungsplan Nr. G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)     11 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 20.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck



Stadt Gießen, Bebauungsplan Nr. G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)     12 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 20.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 5: Die Anregungen zur grünordnerischen Konzeption werden durch die 
Festsetzung einer straßenbegleitenden Pflanzachse gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
und 25 b BauGB in Kombination mit Festsetzungen zu Anzahl und dem Min-
dest-Stammumfang der anzupflanzenden Bäume weitestgehend berück-
sichtigt. 
Der Anregung nördlich des Versorgungsstandortes der Stadtwerke Gießen AG 
ebenfalls großkronige Bäume anzupflanzen kann nicht entsprochen werden. 
Stattdessen wurden Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und 25 b 
festgesetzt. Auf der mit D bezeichneten Anpflanzfläche ist gemäß den textlichen 
Festsetzungen eine Mischung aus Sträuchern und Bäumen anzupflanzen. Zudem ist 
anzumerken, dass die angeregten großkronigen Bäume aufgrund des 
planungsrechtlich möglichen Hochregallagers von den bestehenden 
Wohngrundstücken des August-Balzer-Wegs nur stark eingeschränkt wahrnehmbar 
sein dürften. Zur Verbesserung der stadtgestalterischen Situation im Bereich des 
August-Balzer-Wegs sind die straßenseitig und in einem regelmäßigen Abstand 
festgesetzten Pflanzachsen wesentlich besser geeignet und erfüllen daher den 
geforderten Zweck. 
Im Bereich der Auffahrtsrampe zu dem Parkhaus kann der Forderung großkronige 
Bäume anzupflanzen aufgrund der nicht vorhandenen räumlichen Entwicklungs-
möglichkeiten nicht entsprochen werden. Eine mangelhafte Wirkung säulenförmiger 
Bäume kann auch nach Rücksprache mit der zuständigen Unteren Naturschutz-
behörde nicht bestätigt werden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 20.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 6: Eine zusätzliche Belastung der Anwohner durch gewerblichen Lärm 
aufgrund des Betriebs des Messegeländes oder durch die im Zusammenhang 
mit dem geplanten Parkhaus entstehenden Verkehre kann aufgrund des 
Immissionsgutachtens Nr. 2554 (Stand 19.01.2015) ausgeschlossen werden. 
Die zu Grunde zu legenden Orientierungswerte werden sowohl zur Tag- als 
auch Nachtzeit eingehalten, die Schutzbedürftigkeit der bestehenden 
Bewohner und damit gesunde Wohnverhältnisse bleiben gewahrt. Eine 
zusätzliche Belastung durch die geplante Bebauung entsteht zudem nicht. 
 
Zu 7: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Verwiesen wird auf die vorgenannten Ausführungen zu (4). 
 
Zu 8: Der Anregung aus stadtklimatischen Gründen das Grundstück Flur 38 Nr. 
204/5 von Bebauung freizuhalten kann nicht entsprochen werden. Die geplante 
Errichtung einer Lagerhalle für Messezwecke auf dem in Erbbaupacht befind-
lichen Grundstück Flur 38 Nr. 204/5 muss bei den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes berücksichtigt werden, um eine geordnete Entwicklung der Messe 
Gießen GmbH zu ermöglichen. 
Zudem ist die Fläche bereits heute geschottert und wird zu Messezwecken als Park- 
und Standfläche genutzt. Dem Wunsch nach einer stadtklimatischen und grünpla-
nerischen Verbesserung wird durch die Festsetzung einer straßenbegleitenden 
Pflanzachse entlang des August-Balzer-Wegs entsprochen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 9: Die Einschätzung über die Überschreitung der bauordnungsrechtlich 
einzuhaltenden Abstandflächen wird zurückgewiesen. 
Die Geschoßhöhen eines Parkhauses und der zugehörigen Auffahrtsrampe sind 
gegenüber denen von Wohn- oder Bürogebäuden regelmäßig geringer. Zudem 
dürfen die bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen gem. § 6 Abs. 2 
Satz 2 HBO regelmäßig bis zur Mitte der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche 
reichen. 
Als Grundlage für die Beurteilung der Abstandsflächen muss die geplante 
tatsächliche Höhe von etwa 15,00 m über Geländeniveau als Berechnungsgrundlage 
herangezogen werden. Die nach der Hessischen Bauordnung (HBO) einzuhaltenden 
Mindestabstandsflächen werden gegenüber der vorhandenen Bestandsbebauung 
dementsprechend eingehalten. 
 
Zu 10: Eine Untersuchung bezüglich der Feistaub- und Abgasemissionen ist 
nicht angestellt worden und ist aufgrund des zu erwartenden verkehrlichen 
Aufkommens durch den privaten Pkw-Verkehr nicht erforderlich. 
Untersuchungen bzw. Messungen zu Feinstaub- und Abgasemissionen sind 
regelmäßig im Rahmen der Umsetzung der Luftreinhalteplanung von den 
zuständigen Landesstellen (Regierungspräsidium, Landesamt für Umwelt und 
Geologie) durchzuführen. Die Werte für Gießen unterliegen daher der regelmäßigen 
Überwachung und bewegen sich im Rahmen der zulässigen Grenzwerte bzw. 
deutlich unterhalb davon. 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Errichtung eines Parkhauses, das 
ausschließlich privaten Zwecken dient. Insgesamt werden in dem Parkhaus etwa 810 
PKW-Stellplätze eingeplant. Aufgrund der geplanten Zweckbestimmung des 
Parkhauses kann von maximal 2,5 Bewegungen pro Stellplatz ausgegangen werden.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Heike und Wolfgang Schneider vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Noch zu (10) 
Zusätzlich dazu werden die Fassaden des Parkhauses zur benachbarten 
Wohnbebauung geschlossen ausgeführt. 
 
Zu 11: Im Rahmen der Ausarbeitung des Bebauungsplanes ist gegenüber der 
Unterrichtung auf die Option eines weiteren Parkhauses auf dem Grundstück 
der Messe verzichtet und in den weiter westlich gelegenen Lehmweg verlagert 
worden. Daher kann eine kumulative Belastung durch zusätzliche 
Parkverkehre ausgeschlossen werden.  
 
Zu 12: Die Anregung wurde im Zuge der Ausarbeitung des Bebauungsplanes 
berücksichtigt. 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu (1) verwiesen. 
 
Zu 13: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 1: Der Anregung zur Anpflanzung einer Pflanzachse östlich des August-
Balzer-Wegs aus stadtgestalterischen und stadtökologischen Gründen wird 
durch die Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
und 25 b BauGB entsprochen. 
Weiterhin werden entlang des August-Balzer-Wegs die Anzahl und der erforderliche 
Mindest-Stammumfang planungsrechtlich festgesetzt. Die festgesetzten 
Anpflanzachsen dienen dazu, einen stadtgestalterisch verträglichen Übergang 
zwischen den östlich des August-Balzer-Wegs geplanten Funktionsgebäuden 
(Versorgungsgebäude, Lagerhalle und Parkhaus) und der gegenüberliegenden 
Wohnbebauung zu gewährleisten. Zusätzlich dazu leisten die anzupflanzenden 
Bäume einen Beitrag zur Verbesserung der lokalen klimatischen- und 
lufthygienischen Wohlfahrtswirkung (Schattenspende, Vergrößerung der 
Verdunstungsflächen, Absorption von Luftschadstoffen). 
 
Zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Anpflanzungen ist ämterübergreifend 
abgestimmt worden, dass die Bäume im Bereich des festgesetzten Sondergebietes 
wegen der noch nicht absehbaren Errichtung der Lagerhalle ersatzweise durch das 
städtische Gartenamt im Bereich des August-Balzer-Wegs auf städtischen Flächen 
angepflanzt und entsprechend gepflegt werden können. Für die übrigen 
Anpflanzabschnitte ergibt sich die Verpflichtung zur Anpflanzung, Unterhaltung und 
Pflege für die betroffenen Eigentümer sowohl durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sowie die Regelungen des städtebaulichen Vertrages. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 05.01.2015 

Behandlungsvorschlag:  
Zu 2: Die festgesetzte (zwingende) Höhe des Parkhauses ist sowohl aus 
Gründen des Immissionsschutzes als auch zur Befriedigung des durch die 
zukünftige Wohnbebauung ausgelösten Stellplatzbedarfes notwendig. 
Das Immissionsgutachten Nr. 2554 (Stand 19.01.2015) geht von der Halle 1 auf dem 
Messegelände als maßgebliche gewerbliche Lärmquelle aus, da die Messehalle 
gemäß erteilter Genehmigung sowie der bisher bzw. zumindest zu früheren Zeiten 
üblichen Nutzung auch für nächtliche Musikveranstaltungen beurteilt werden muss. 
Demnach sind, auch unter Berücksichtigung eines vor Jahren erzielten gerichtlichen 
Vergleiches, pro Jahr fünf größere Konzertveranstaltungen (z.B. Rockkonzerte) als 
zulässig anzusetzen. Ungeachtet dessen, dass in der Halle 4 regelmäßig 
vergleichsweise kleinere Konzerte stattfinden, muss für die 
immissionsschutzrechtliche Beurteilung von dem näher an der geplanten 
Wohnbebauung gelegenen Immissionsort ausgegangen werden. 
Darüber hinaus ergibt sich tatsächlich aus dem vorliegenden Gutachten keine 
Auflage die Höhe des geplanten Parkhauses zwingend festzusetzen, allerdings ist 
diese Festsetzung aufgrund nachfolgender Abstimmungsgespräche mit dem 
Gutachter für sinnvoll erachtet und dementsprechend ergänzt worden. 
 
Die Festsetzung schallschutztechnischer Vorkehrungen ist für die außerhalb des 
Plangeltungsbereiches liegende Bestandsbebauung nicht möglich. Allerdings wurden 
die Auswirkungen auf die bereits vorhandene Bebauung im August-Balzer-Weg 
gutachterlich überprüft und die Verträglichkeit für den gewerblichen und den durch 
das Parkhaus induzierten Verkehrslärm inklusive möglicher Schallreflexionen 
nachgewiesen. 
 
Ziel des städtebaulichen Konzeptes ist es ein stark durchgrüntes und von ruhendem 
Verkehr befreites Wohnquartier (Wohnpark) zu entwickeln. Die Ausmaße des 
Parkhauses sind auf Grundlage dieser Maßgabe und der erforderlichen 
Stellplatzanzahl ermittelt worden. Die Stellplätze innerhalb des Parkhauses stehen 
ausschließlich der geplanten Wohnbebauung zur Verfügung und der Zugang wird  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
noch zu (2) 
dementsprechend mittels geeigneter Maßnahmen (z.B. Zugang über Chipkarte) 
reglementiert. Mithilfe dieser Maßnahme wird gewerblicher oder öffentlicher Verkehr 
als zusätzliche Belastung für die angrenzende Bewohnerschaft ausgeschlossen. 
Zudem werden durch die geringfügige Verschiebung der Auffahrtsrampe die gemäß 
der Hessischen Bauordnung (HBO) einzuhaltenden Mindestabstände weiterhin 
eingehalten bzw. unterschritten. 
 
Bezüglich der vorgetragenen  

c) Hinweise auf die von der Halle 4 ausgehenden Emissionen und 
d) Verstärkungen der Lärmbelastung des innerhalb eines festgesetzten Misch-

gebietes liegenden Wohngebäudes durch Schallreflexionen  
wird darauf hingewiesen, dass das Immissionsgutachten alle relevanten Einflüsse 
zur Bewertung der Immissionssituation im Umfeld des Planvorhabens ausreichend 
berücksichtigt hat. 
Das Gutachten enthält keine Empfehlungen zur Festsetzung z.B. von passiven 
Schallschutzmaßnahmen (Einbau von Schallschutzfenstern o.ä.) aufgrund der 
vorgesehenen baulichen Veränderungen, da die gemäß Technischen Anleitung/TA 
Lärm anzulegenden Immissionsrichtwerte für Mischgebiete eingehalten werden. 
Somit sind gesunde Wohnverhältnisse auch weiterhin gewährleistet. 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Bauleitplanung sowie auch 
einer etwaigen gerichtlichen Überprüfung gutachterliche Aussagen und Empfeh-
lungen ausschließlich auf der Grundlage EDV-gestützter Prognosen und Ausbrei-
tungsberechnungen nach genau definierten Ermittlungsmethoden zulässig sind. Die 
schallschutzrechtliche Bewertung an Hand der vorgegebenen Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm muss darüber hinaus, im Gegensatz von subjektiven Erfahrungen oder 
auch Messergebnissen einzelner Lärmspitzen, berücksichtigen, dass Tageswerte 
gemittelt und nur in der Nachtzeit auf die lauteste Spitzenstunde abgezielt wird. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 3: Der Anregung den Auffahrtturm des Parkhauses geschlossen 
auszuführen wird gefolgt. Aus immissionsschutzrechtlichen Gründen werden 
die Fassaden des Auffahrtsturms mit Ausnahme für die Zu- und Abfahrt des 
Parkhauses geschlossen ausgeführt werden. 
 
Aufgrund der Notwendigkeit, die westliche Fassade des Parkhauses für einen 
optionalen Anbau eines Hochregallagers der Messe Gießen GmbH mit einer 
Brandwand geschlossen auszubilden, wird die geplante Querlüftung zugunsten einer 
Längslüftung in Süd-Nord-Richtung geändert. Darüber hinaus sind keine technischen 
Hilfsmittel (z.B. Zu- und Abluftventilatoren) auf dem Dach bzw. an den Fassaden des 
Parkhauses vorgesehen. Daher sind keine negativen Auswirkungen auf die 
Bestandsbebauung des August-Balzer-Wegs zu erwarten. 
Es besteht auf der Ebene der Bauleitplanung kein Bedarf zur näheren gutach-
terlichen Überprüfung und für einen Verträglichkeitsnachweis bezüglich der neben 
dem Verkehrslärm genannten anderen Emissionen (Abgase, Feinstäube, Licht), da 
ein Parkhaus mit seiner spezifischen Emissionsstruktur auch in der geplanten 
Größenordnung innerhalb eines Mischgebietes allgemein zulässig wäre und somit 
dem Störgrad dortiger Anlagen, aber auch den Schutzbedürfnissen der dort ebenfalls 
allgemein zulässigen Wohnnutzung regelmäßig entspricht. 
 
Aufgrund der heutigen Abgasreinigungsstandards sowie der im Rahmen der von 
Landesbehörden betriebenen Luftreinhalte-Überwachung kann allgemein ausgeführt 
werden, dass eine besondere Belastungssituation durch Autoabgase oder Feinstaub 
nicht angezeigt ist. 
Dennoch wird das Stadtplanungsamt in seiner Stellungnahme zum erforderlichen 
Bauantrag für das Parkhaus speziell auf diese Aspekte eingehen und ggf. gutach-
terliche Verträglichkeitsnachweise gegenüber der Bauaufsichtsbehörde an Hand der 
konkreten Ausgestaltungsplanung einfordern. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 05.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dennoch ist die 
Positionierung der Versorgungsgebäude unterschiedlicher Höhe auf die als 
städtebaulich vertretbar einzustufenden Planungen der Stadtwerke Gießen AG 
zurückzuführen. Die Verteilung der Anlagen auf dem Grundstück ergibt sich 
aus internen betriebstechnischen Notwendigkeiten (Synergieeffekte mit den 
bereits im Bestand vorhandenen Anlagen) sowie den Restriktionen und den 
damit verbundenen Baubeschränkungen (Schutzabstände von der 
vorhandenen Gaskugel) auf dem Grundstück selbst. 
Zudem muss in diesem Zusammenhang darauf verwiesen werden, dass aus 
energiepolitischer Sicht die langfristige Entwicklung des Energiestandortes zur 
Sicherstellung der zukünftigen Versorgung der Weststadt und darüber hinaus 
zwingend erforderlich ist. 
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 BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 20.11.2014 
 
Behandlungsvorschlag: 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 20.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 20.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 5: Die Anregungen zur grünordnerischen Konzeption werden durch die 
Festsetzung einer straßenbegleitenden Pflanzachse gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
und 25 b BauGB in Kombination mit Festsetzungen zu Anzahl und dem Min-
dest-Stammumfang der anzupflanzenden Bäume weitestgehend berück-
sichtigt. 
Der Anregung nördlich des Versorgungsstandortes der Stadtwerke Gießen AG 
ebenfalls großkronige Bäume anzupflanzen kann nicht entsprochen werden. 
Stattdessen wurden Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und 25 b 
festgesetzt. Auf der mit D bezeichneten Anpflanzfläche ist gemäß den textlichen 
Festsetzungen eine Mischung aus Sträuchern und Bäumen anzupflanzen. Zudem ist 
anzumerken, dass die angeregten großkronigen Bäume aufgrund des 
planungsrechtlich möglichen Hochregallagers von den bestehenden 
Wohngrundstücken des August-Balzer-Wegs nur stark eingeschränkt wahrnehmbar 
sein dürften. Zur Verbesserung der stadtgestalterischen Situation im Bereich des 
August-Balzer-Wegs sind die straßenseitig und in einem regelmäßigen Abstand 
festgesetzten Pflanzachsen wesentlich besser geeignet und erfüllen daher den 
geforderten Zweck. 
Im Bereich der Auffahrtsrampe zu dem Parkhaus kann der Forderung großkronige 
Bäume anzupflanzen aufgrund der nicht vorhandenen räumlichen 
Entwicklungsmöglichkeiten nicht entsprochen werden. Eine mangelhafte Wirkung 
säulenförmiger Bäume kann auch nach Rücksprache mit der zuständigen Unteren 
Naturschutzbehörde nicht bestätigt werden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 20.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 6: Eine zusätzliche Belastung der Anwohner durch gewerblichen Lärm 
aufgrund des Betriebs des Messegeländes oder durch die im Zusammenhang 
mit dem geplanten Parkhaus entstehenden Verkehre kann aufgrund des 
Immissionsgutachtens Nr. 2554 (Stand 19.01.2015) ausgeschlossen werden. 
Die zu Grunde zu legenden Orientierungswerte werden sowohl zur Tag- als 
auch Nachtzeit eingehalten, die Schutzbedürftigkeit der bestehenden 
Bewohner und damit gesunde Wohnverhältnisse bleiben gewahrt. Eine 
zusätzliche Belastung durch die geplante Bebauung entsteht zudem nicht.  
 
Zu 7: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Verwiesen wird auf die vorgenannten Ausführungen zu (4). 
 
Zu 8: Der Anregung aus stadtklimatischen Gründen das Grundstück Flur 38 Nr. 
204/5 von Bebauung freizuhalten kann nicht entsprochen werden. Die geplante 
Errichtung einer Lagerhalle für Messezwecke auf dem in Erbbaupacht befind-
lichen Grundstück Flur 38 Nr. 204/5 muss bei den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes berücksichtigt werden, um eine geordnete Entwicklung der Messe 
Gießen GmbH zu ermöglichen. 
Zudem ist die Fläche bereits heute geschottert und wird zu Messezwecken als Park- 
und Standfläche genutzt. Dem Wunsch nach einer stadtklimatischen und grünpla-
nerischen Verbesserung wird durch die Festsetzung einer straßenbegleitenden 
Pflanzachse entlang des August-Balzer-Wegs entsprochen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 9: Eine Untersuchung bezüglich der Feistaub- und Abgasemissionen ist 
nicht angestellt worden und ist aufgrund des zu erwartenden verkehrlichen 
Aufkommens durch den privaten Pkw-Verkehr nicht erforderlich. 
Untersuchungen bzw. Messungen zu Feinstaub- und Abgasemissionen sind 
regelmäßig im Rahmen der Umsetzung der Luftreinhalteplanung von den 
zuständigen Landesstellen (Regierungspräsidium, Landesamt für Umwelt und 
Geologie) durchzuführen. Die Werte für Gießen unterliegen daher der regelmäßigen 
Überwachung und bewegen sich im Rahmen der zulässigen Grenzwerte bzw. 
deutlich unterhalb davon. 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Errichtung eines Parkhauses, das 
ausschließlich privaten Zwecken dient. Insgesamt werden in dem Parkhaus etwa 210 
PKW-Stellplätze eingeplant. Aufgrund der geplanten Zweckbestimmung des 
Parkhauses kann von maximal 2,5 Bewegungen pro Stellplatz ausgegangen werden. 
Zusätzlich dazu werden die Fassaden des Parkhauses zur benachbarten 
Wohnbebauung geschlossen ausgeführt. 
 
Zu 10: Im Rahmen der Ausarbeitung des Bebauungsplanes ist gegenüber der 
Unterrichtung auf die Option eines weiteren Parkhauses auf dem Grundstück 
der Messe verzichtet und in den weiter westlich gelegenen Lehmweg verlagert 
worden. Daher kann eine kumulative Belastung durch zusätzliche 
Parkverkehre ausgeschlossen werden.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Stevan Stevanovic vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 11: Die Anregung wurde im Zuge der Ausarbeitung des Bebauungsplanes 
berücksichtigt. 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu (1) verwiesen. 
 
Zu 12: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 1: Der Kritik bezüglich der Angemessenheit der Auslegungsfrist für die 
erneute und eingeschränkte Offenlage wird widersprochen. Der 
Bundesgesetzgeber hat in § 4a Abs. 3 Satz 3 BauGB die Kommunen 
ausdrücklich legitimiert die Frist der Offenlegung angemessen zu verkürzen. 
Diesem Gebot entspricht die gewählte Auslegungsfrist von 3 Wochen bzw. 11 
Arbeitstagen vollumfänglich. 
Der unbestimmte Rechtsbegriff der Angemessenheit wird in der einschlägigen 
Kommentierung dieses Gesetzes durch die Festsetzung einer Frist von mindestens 2 
Wochen als erfüllt angesehen, zumal die Änderungen des Bebauungsplanentwurfes 
in diesem konkreten Fall nicht die Grundzüge der Planung betrafen.  
 
Der Einschätzung, die zeitliche Anordnung und Dauer der Auslegung hätte das Ziel 
verfolgt die Beteiligung für die Öffentlichkeit zumindest zu erschweren, wird auch 
aufgrund der Tatsache, dass die betroffene und in vorherigen Verfahrenschritten 
beteiligte Öffentlichkeit sowie die M.A.T. Objekt GmbH persönlich über die 
anstehende Offenlage informiert wurde, widersprochen. Diese Information erfolgte 
mitsamt dem Hinweis auf die Zugänglichkeit der Beteiligungsunterlagen im Internet 
frühzeitig und erreichte auch ihr Ziel, da viele der angesprochenen Stellen erneut 
und fristgerecht Einwände vorgetragen haben. Weiterhin wurde die betroffene 
Nachbarschaft in einem individuellen Gesprächstermin über den Umfang und den 
Hintergrund der einzelnen Änderungen detailliert unterrichtet. 
Ebenfalls wurden die vorgenommenen Änderungen in sämtlichen 
Beteiligungsunterlagen entsprechend markiert, wodurch unseres Erachtens nach 
eine erhebliche Unterstützung der interessierten Öffentlichkeit im Sinne einer 
qualifizierten Abfassung der Stellungnahmen stattgefunden hat. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 2a: Der Aussage, dass die Anzahl der zulässigen Wohngeschosse im 
Bereich August-Balzer-Weg/Schlachthofstraße gegenüber dem Planentwurf 
aus der ersten Offenlage erhöht wurde, wird widersprochen.  
Die vorliegende Änderung sieht lediglich eine Differenzierung der zulässigen Anzahl 
an Vollgeschossen zwischen der Bestandsbebauung entlang der Rodheimer Straße 
und der Neuplanung vor. Die Festsetzung trägt dem Umstand Rechnung, dass die 
Bestandsbebauung entlang der Rodheimer Straße überwiegend durch eine 
Dreigeschossigkeit geprägt ist und auch die Schutzwürdigkeit der vorhandenen 
Denkmale besser berücksichtigt werden kann. 
 
Bezüglich der Einschätzung die heranrückende Bebauung würde den 
Unternehmensstandort der M.A.T. Objekt GmbH erheblich in Ihren Rechten und 
Interessen aufgrund der geplanten Massivität beeinträchtigen wird auf die 
Ausführungen zu 2b verwiesen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
Zu 2b: Die vorgetragene Erwartung einer durch das 2. Planänderungsverfahren 
bewirkten Einschränkung der betrieblichen Nutzungs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten für die Gießener Messegesellschaft kann nicht 
nachvollzogen werden, da durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes G 
54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof) – wie übrigens auch 
durch das parallel durchgeführte 3. Änderungsverfahren westlich des 
Lehmweges - 

a) keine Änderungen der Festsetzungen bezüglich des Kernbereiches 
(des) sowie auch mittelbare Auswirkungen auf den genehmigten 
Messebestand(es) und 

b) erstmalig eine geordnete städtebauliche Entwicklung auf dem (als 
einziges im Planänderungsbereich liegenden) Erbbaugrundstück Flur 
38 Nr. 204/5 der M.A.T. Objekt GmbH in einem Umfang ermöglicht wird, 
der nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes G 54 
„Hessenhalle“ nicht gegeben ist. 

Die spezifischen Belange und Schutzanforderungen des Messebetriebes 
wurden von Beginn der beiden Planänderungsverfahren an ausreichend 
berücksichtigt. 
Bei den Festsetzungen des seit 1981 rechtskräftigen Bebauungsplanes G 54 
„Hessenhalle“ handelt es sich für den gesamten Bereich des Sondergebiets 
„Ausstellungsgelände“ um einen einfachen Bebauungsplan, da es an den gem. § 30 
Abs. 1 BauGB notwendigen Festsetzungen für einen qualifizierten Bebauungsplan 
mangelt. Demzufolge richtet sich die Zulässigkeit gem. § 30 Abs. 3 BauGB im 
Übrigen nach § 34 BauGB. 
Eine Bebaubarkeit des in Erbaurecht befindlichen Grundstückes Flur 38 Nr. 204/5 
richtet sich demzufolge nach der Eigenart der näheren Umgebung, weshalb auch die 
vorhandene kleinteilige Wohnbebauung, die kleineren Hallen auf dem 
Schlachthofgelände und die baulichen Anlagen der Stadtwerke Gießen AG in die  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag  
noch zu (2b) 
Rahmenbildung einzubeziehen sind. Der Bau einer Messehalle mit Hochregallager in 
dem nun planungsrechtlich möglichen Umfang wäre bei der damaligen Rechtslage 
nicht ohne Weiteres möglich gewesen. 
Die Festsetzungen des geänderten Bebauungsplanes räumen ein Maximum an 
Bebaubarkeit des betreffenden Grundstückes zur Errichtung einer Messehalle zu 
Lagerzwecken ein, das aus städtebaulicher Sicht als vertretbar eingestuft werden 
kann. Die Festsetzungen unter A.1.3.1 sind so flexibel anzuwenden, dass die 
geplante Messehalle mit Hochregallager für Messebaumaterialien (siehe Schreiben 
der M.A.T. Objekt GmbH vom 18.11.2014) planungsrechtlich möglich ist. Darüber 
hinaus kann das Grundstück ebenfalls als Stellplatz- und in gewissem Umfang auch 
als Veranstaltungsfläche genutzt werden, was der tatsächlichen aktuellen Nutzung 
entspricht. 
 
Seit der Vorbereitung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes (ab 2012) wurde die 
M.A.T. Objekt GmbH in die Planungsüberlegungen bezüglich der Errichtung eines 
gemeinsamen Parkhauses auf dem Erbbaugrundstück Flur 38 Nr. 204/5 für die 
zukünftigen Bewohner und Messezwecke intensiv eingebunden. Der Vorteil eines 
gemeinsamen Parkhauses hätte insbesondere darin bestanden, dass der 
vorhandene Parkdruck der Besucher von Messeveranstaltungen während der 
Ausstellungszeiten erheblich hätte reduziert werden können. Trotz intensiver 
Erörterung zahlreicher Umsetzungsvarianten dieses Planungszieles zwischen der 
M.A.T., dem Investor für das Schlachthofgelände und dem Magistrat konnte keine 
Einigung erzielt werden, weshalb das Parkhaus nun ausschließlich auf dem 
benachbarten Schlachthofgelände sowie nur für Anwohnerzwecke errichtet werden 
soll. Die mittels Baulinien festgesetzte Grenzbebauung ermöglicht der M.A.T. Objekt 
GmbH ebenfalls einen direkten Anbau an das geplante Parkhaus, ohne die  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag  
noch zu (2b) 
Einhaltung bauordnungsrechtlich erforderlicher Grenzabstände. Nach dem bislang 
geltenden Baurecht hätte die Messe Gießen GmbH bei der Bebauung ihres 
Erbbaugrundstückes die bereits im Bestand vorhandene Grenzbebauung auf dem 
Schlachthofgelände berücksichtigen und einen entsprechenden Mindestabstand 
einhalten müssen.  
Die mittels Festsetzung einer Baulinie nun mögliche direkte Anbaubarkeit sowie die 
Festsetzungen zur überbaubaren Grundstücksfläche und zulässigen Gebäudehöhe 
stellen künftig eine deutliche Verbesserung der baulichen Ausnutzung im Vergleich 
zum bisherigen Baurecht gemäß Bebauungsplan Nr. G 54 „Hessenhalle“ dar. 
 
Bezüglich der vermuteten Einschränkungen (der Stellplatznutzung) durch die 
festgesetzte Baumreihe entlang des August-Balzer-Weges kann im Rahmen einer 
bauleitplanerischen Abwägung nur auf die tatsächliche Ausnutzbarkeit des 
Erbbaugrundstückes Flur 38 Nr. 204/5 aufgrund einer erstmalig zu beantragenden 
Baugenehmigung für die Errichtung einer Parkplatzfläche abgestellt werden. Gemäß 
§ 4 Abs. 4 der städtischen Stellplatzsatzung ist pro 8 Stellplätze jeweils ein 
standortgerechter, großkroniger Baum zu pflanzen. Die festgesetzten 10 
großkronigen Bäume auf dem betroffenen Erbbaugrundstück bzw. entlang seiner 
Grenze zum städtischen, ohne Erbbaurecht belasteten August-Balzer-Weg sind 
gemäß der Textlichen Festsetzung A. 5.1 auf die Anpflanzpflicht anzurechnen. In 
Verbindung mit der ohne Planänderung erforderlichen Einhaltung von 
Grenzabständen, auch für Stellplatzanlagen, ergäbe sich eine maximal mögliche 
Stellplatzanzahl von 80-90. Diese Anzahl ist auch weiterhin auf der Grundlage des 2. 
Planänderungsverfahrens auf dem Erbbaugrundstück unterzubringen. 
Art und Maß von zulässigen Messeveranstaltungen auf diesem Grundstück sind  
bisher weder planungsrechtlich noch bauordnungsrechtlich geprüft worden. 
Ausgehend von der vorherrschenden Nutzung als ungeordnete Stellplatzfläche kann  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

Behandlungsvorschlag:  
Noch zu (2b) 
angenommen werden, dass der in der Planänderung unter A.1.3.2 und D.3.2 
konkretisierte Rahmen an zulässigen Messeveranstaltungen nicht einschränkend im 
Vergleich zur bisher zulässigen (jedoch noch nicht genehmigt ausgeübten) Nutzung 
wirkt. Zudem stehen der M.A.T. Objekt GmbH künftig auch im Bereich westlich des 
Lehmwegs Flächen für Messeparken und zur Durchführung von 
Messeveranstaltungen in größerem Umfang zur Verfügung. Der dort zulässige 
Nutzungskatalog wurde gemeinsam mit der M.A.T. Objekt GmbH in 2013 intensiv 
vorabgestimmt. 
 
Zusammenfassend kann Folgendes festgestellt werden: 
Der Magistrat geht davon aus, dass die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof) geeignet sind einen 
Interessensausgleich zwischen einer gewünschten städtebaulich geordneten 
(Nachfolge-)Entwicklung des Schlachthofgeländes und der Schutzbedürftigkeit 
der umgebenden Nutzungen inklusive der Messenutzung und dem 
Versorgungsstandort der SWG herbeizuführen. Durch die vorrangig 
wohnbauliche Umstrukturierung der Schlachthof-Brache sowie die geplanten 
Eingrünungsmaßnahmen wird der Gießener Messestandort sogar aufgewertet. 
Die Einschätzung, die M.A.T. Objekt GmbH würde in ihrer Entwicklung 
erheblich beeinträchtigt werden, kann nicht nachvollzogen werden.  
Vielmehr wurde das Schreiben der M.A.T. Objekt GmbH vom 18.11.2014 (an das 
Liegenschaftsamt, mit Ankündigung der Einreichung eines Bauantrages im Jahr 
2015) zum Anlass genommen, die Festsetzungen des Bebauungsplanes zu Gunsten 
der weiteren Entwicklung des Messegrundstückes um die Zulässigkeit einer 
Messehalle mit Hochregallager in größerem Umfang als bisher zulässig zu erweitern.  
 
Zu 3: Die dargestellten immissionsschutzrechtlichen Bedenken werden nicht 
geteilt. Die immissionsschutzrechtlich relevanten Konflikte wurden 
gutachterlich untersucht, die Verträglichkeit nachgewiesen (siehe  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

Behandlungsvorschlag:  
Noch zu (3) 
Immissionsgutachten Nr. 2554, Stand 19.01.2015) und auch das 
Regierungspräsidium Gießen als zuständige Immissionsschutzbehörde hat mit 
Stellungnahme vom 20.11.2014 keine Anregungen oder Bedenken gegen die 
Planungen vorgetragen. 
Der so genannte Trennungsgrundsatz gem. § 50 BImSchG (bezüglich gegen-
einander immissionsschutzverträglicher Baugebietsarten und Nutzungen), wird durch 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes erfüllt. Der Bebauungsplan setzt zwischen 
dem Sondergebiet „Messe“ und dem geplanten Allgemeinen Wohngebiet eine 
Fläche besonderen Nutzungszwecks gem. § 9 Abs. 1 Nr. 9 BauGB fest, auf welcher 
ausschließlich ein Parkhaus zu errichten ist. Dieses Parkhaus dient neben dem 
Stellplatznachweis auch als aktiver Lärmschutz, der die Wohnruhe im neuen Quartier 
vor dem Lärm des angrenzenden Messegeländes (insbesondere bei nächtlichen 
Musikveranstaltungen) sichert. Dabei wurden selbstverständlich auch die Reflexions-
wirkungen der an der Grenze stehenden Brandwand des Parkhauses, beispielsweise 
auf die vorhandene Wohnbebauung am August-Balzer-Weg, berücksichtigt. Eine 
Einschränkung des Unternehmensstandortes aufgrund immissionsschutzrechtlicher 
Konflikte mit der zukünftigen Wohnbebauung wird daher nicht erwartet  
Der Auffassung, die Textlichen Festsetzungen zu A.7 würden die beabsichtige Wir-
kung verfehlen, wird widersprochen. Das Immissionsgutachten hat das geplante 
Parkhaus in seinen tatsächlichen Ausmaßen als elementare Grundlage seiner 
Untersuchung vorausgesetzt. Ohne die Errichtung des Parkhauses als aktive 
Lärmschutzmaßnahme wären die Anforderungen des Immissionsschutzes in Bezug 
auf die sogenannten schutzbedürftigen Nutzungen nicht gegeben. Obwohl das 
Immissionsgutachten keine diesbezügliche Festsetzung empfiehlt, wurde dieses 
Vorgehen in Absprache mit dem verantwortlichen Gutachter für zielführend erachtet. 
Auch der formulierte Ausnahmetatbestand der Textlichen Festsetzung A.3.4 kann 
nicht zum Anlass für einen Zweifel an der Wirksamkeit des notwendigen 
Immissionsschutzes herangezogen werden. Der Ausnahmetatbestand ist eindeutig 
mit der Notwendigkeit einer gutachterlichen Stellungnahme verbunden. Die  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Noch zu (3) 
bauordnungsrechtliche Prüfung kann gem. § 56 Abs. 2 Nr. 5 HBO trotz möglicher 
Genehmigungsfreistellung durch die zuständige Bauaufsichtsbehörde angeordnet 
werden. Der Mangel eines entsprechenden immissionsschutzrechtlichen 
Nachweises wäre in diesem Fall die Grundlage für ein derartiges Vorgehen. 
Ebenfalls kann nicht davon ausgegangen werden, dass sich die Immissionen des 
Parkhauses aufgrund des entstehenden Parkverkehrs negativ auf den 
Unternehmensstandort der M.A.T. Objekt GmbH auswirken. Eine 
Immissionsbelastung kann alleine schon deshalb nicht erwartet werden, da die 
Fassade des Parkhauses zur Grundstücksgrenze der M.A.T. Objekt GmbH 
geschlossen als Brandwand ausgeführt werden muss. 
 
Zu 4 a: Der Einschätzung, das Verkehrsaufkommen würde sich gegenüber dem 
Planungsstand des 1. Bebauungsplanentwurfes durch die vorgenommenen 
Änderungen erhöhen, wird widersprochen. Es sind gegenüber den erstmals 
ausgelegten Unterlagen keine Änderungen erfolgt, die Auswirkungen auf die 
Anzahl und Größe der geplanten Gebäude haben. Auch eine Erhöhung der 
zulässigen Anzahl zusätzlicher Geschosse hat nicht stattgefunden . 
Der tatsächliche Stellplatzbedarf wird erstmals konkret im Rahmen eines 
Baugenehmigungsverfahrens festgelegt. Selbstverständlich findet im Vorfeld eine 
Überprüfung des städtebaulich bedeutsamen Themas „ruhender Verkehr“ statt. Das 
Ergebnis dieser Prüfung schlägt sich in den getroffenen Festsetzungen hinsichtlich 
der Festsetzung einer Fläche besonderen Nutzungszwecks „Parkhaus“, der 
textlichen Festsetzungen A.3.6. und A.3.7 zur Zulässigkeit von Garagen und 
Stellplätzen sowie in den dafür vorgesehen Flächen wieder. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 
2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 
4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 4 b und 5: 
Siehe Empfehlungen zur Anregung 2b (S. 5 des Anwalts-Schreibens) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 7: 
Siehe nächste Seite 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 06.01.2015 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 7: Der Magistrat der Stadt Gießen geht davon aus, dass der Bebauungsplan 
G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof) eine geordnete und 
nachhaltige städtebauliche Entwicklung planungsrechtlich vorbereitet.  
Insbesondere vor dem Hintergrund des Grundsatzes „Innen- vor Außenentwicklung“ 
wird durch die Aufstellung des Bebauungsplanes die Revitalisierung des brach 
gefallenen Industriegeländes Schlachthof ermöglicht. Darüber hinaus werden 
gleichwertige Ziele wie die Sicherung und Entwicklung Gießens als Messestandort 
und der Energieversorgung vor dem Hintergrund der Wahrung der Belange der 
umgebenden Nachbarschaft langfristig gesichert. Darüber hinaus werden durch die 
getroffenen Festsetzungen grünplanerische und stadtklimatische Ziele erreicht. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 8: Der Vorwurf, von Seiten des Magistrates hätte kein Interesse an einer 
konsensfähigen Lösung und persönlichen Abstimmung mit der M.A.T. Objekt 
GmbH bestanden, wird zurückgewiesen. Wie bereits unter Punkt 2 b erwähnt, 
haben im Rahmen der Vorbereitung und Durchführung der 
Bebauungsplanänderung mehrfache und intensive Verhandlungen mit der 
M.A.T. Objekt GmbH stattgefunden, die leider nicht zu einem gemeinsamen 
Ergebnis geführt haben.  
Die regelmäßigen Abstimmungsgespräche zur schrittweisen Entwicklung des 
Gießener Messestandortes seit Abschluss des Erbbaurecht-Vertrages wurden nach 
der Präsentation eines Endausbaukonzeptes im Herbst 2011 intensiviert. 
Insbesondere im Zusammenhang mit der nach dem Ausscheiden des rd. 19.000 m² 
großen städtischen Grundstückes westlich des Lehmweges aus der 
Variantenprüfung für den Neubau eines Gefahrenabwehrzentrums wurde mit M.A.T. 
ein vollständiger oder teilweiser Verkauf, im Nachgang auch noch eine Verpachtung, 
für die langfristige Standortentwicklung verhandelt. Bedauerlicherweise ohne ein 
entsprechendes Ergebnis. Daher hat das Liegenschaftsamt ab 2013 eine 
anderweitige Vermarktungsstrategie verfolgt, wobei an diesem Standort jedoch noch 
im Jahr 2015 ein über 200 Stellplätze umfassender städtischer Parkplatz entstehen 
wird, der auch zum Messeparken sowie in einem begrenzten Rahmen auch für 
Messeveranstaltungen genutzt werden kann und soll. 
Auch bei den ab 2011 zur konzeptionellen Vorabstimmung begonnenen 
Verhandlungen zur Schlachthof-Nachfolge wurde die Messegesellschaft frühzeitig 
eingebunden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 9 a: Die Einschätzung, die Änderung der Baugebietsart von Sondergebiet 
„Viehmarkthallen/Schlachthof“ in ein Allgemeines Wohngebiet führe zu 
immissionsschutzrechtlichen Konflikten zwischen der M.A.T. Objekt GmbH 
und den künftigen Anwohnern, wird nicht geteilt, da die entsprechenden 
Verträglichkeitsnachweise vorgelegt wurden. Ebenfalls wird der Vorwurf des 
sogenannten „Etikettenschwindels“ zurückgewiesen. 
Der potentielle Konflikt zwischen dem im Bestand vorhandenen, emittierenden 
Betrieb der Messe Gießen GmbH und der schutzbedürftigen Wohnnutzung wurde in 
dem Immissionsgutachten Nr. 2554 (Stand 19.01.2015) untersucht und durch die 
Vorgabe entsprechender lärmmindernder Maßnahmen als verträglich eingestuft. Der 
Bau des Parkhauses mit den in dem Bebauungsplan festgesetzten Ausmaßen dient 
neben der Befriedigung des Stellplatzbedarfes auch als aktive bauliche 
Lärmschutzmaßnahme zur Bewältigung des beschriebenen Konflikts. 
 
Der Vorwurf des sogenannten „Etikettenschwindels“ wird zurückgewiesen. Der 
Bebauungsplan setzt für den überwiegend wohnbaulich geprägten Bereich ein 
Allgemeines Wohngebiet und für den für eine Mischnutzung vorgesehen Teilbereich 
ein Mischgebiet fest. Das qualitative Verhältnis zwischen gewerblicher und 
wohnbaulicher Nutzung ist im Mischgebiet unbestimmt. Aufgrund der Tatsache, dass 
das denkmalgeschützte Schlachthofgebäude überwiegend einer gewerblichen und 
gastronomischen/kulturellen Nutzung zugeführt wird, ist das gebotene 
Mischungsverhältnis erfüllt. 
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 BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 9 b: Der Einschätzung, die bisherigen Nutzungsmöglichkeiten auf dem 
Erbbaugrundstück Flur 38 Nr. 204/5 würden durch die getroffenen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung 
(Teilgebiet Schlachthof) erheblich eingeschränkt, wird widersprochen. 
Im Wesentlichen wird auf die Ausführungen zu Punkt 2 b verwiesen. 
 
Die Nutzung des Flurstücks Flur 38 Nr. 204/4 unterlag zu keinem Zeitpunkt den 
Bestimmungen des zwischen der Stadt Gießen und der M.A.T. Objekt GmbH 
bestehenden Erbbaurechtsvertrages. Darüber ist die M.A.T. Objekt GmbH in einem 
Schreiben des Liegenschaftsamtes vom 14.08.2014 auch noch einmal ausdrücklich 
hingewiesen worden. Das Grundstück wurde vielmehr unter Duldung der Stadt 
Gießen als Eigentümerin durch die M.A.T. Objekt GmbH genutzt, den Tatbestand 
des Gewohnheitsrechtes gibt es nicht.  
Darüber hinaus kann der Verlust der Nutzungsmöglichkeit des oben genannten 
Grundstückes zu Parkzwecken durch die M.A.T. Objekt GmbH nicht geltend 
gemacht werden, da in der Vergangenheit keine Baugenehmigung zur erstmaligen 
Erstellung einer ordentlichen Stellplatzanlage beantragt wurde. 
 
Nunmehr wird das Grundstück im Zusammenhang mit der Revitalisierung des brach 
gefallenen Schlachthofgeländes für die geplante städtebauliche Entwicklung 
benötigt. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 9 c: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu 2 b und 2 c. 
 
 
 
Zu 10: Die verkehrlichen Lärmbelastungen im Plan(änderungs)gebiet werden 
durch die Vorbelastung der Rodheimer und Heuchelheimer Straße sowie der 
auf der anderen Lahnseite verlaufenden Bahnstrecke (Main-Weser-Bahn) 
geprägt. Einer im Bestand bereits vorhandenen verkehrlichen Vorbelastung 
kann im Rahmen der Abwägung eine gesonderte Stellung gegenüber der durch 
die Planungen ausgelösten Verkehrsbelastungen eingeräumt werden.  
Aktive Lärmschutzmaßnahmen sind im Zusammenhang mit den Emittenten 
Rodheimer Straße bzw. Heuchelheimer Straße baulich nicht möglich und 
städtebaulich auch nicht vertretbar. Aus diesem Grund sind passive 
Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen worden, die im Rahmen eines 
Baugenehmigungsverfahrens durch die zuständige Bauaufsichtsbehörde zu 
überprüfen sind. Obwohl grundsätzlich gem. § 56 Hessischer Bauordnung (HBO) bei 
Erfüllung der beschriebenen Tatbestände die Möglichkeit der 
Genehmigungsfreistellung gibt, kann von Seiten der Gemeinde dennoch ein 
Baugenehmigungsverfahren gefordert werden (§ 54 Abs. 2 Nr. 5 HBO). Die 
Überprüfung des Belanges Immissionsschutz wäre in diesem Fall die Grundlage für 
ein derartiges Vorgehen. 
 
 
 

9c. 

10. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 11a: Die Annahme, die (bzw. alle) Immissionsorte lägen in einem 
allgemeinen Wohngebiet bzw. reinen Wohngebiet, ist unrichtig.  
Der Bebauungsplan Nr. G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof) 
setzt nach der tatsächlich geplanten Nutzung differenziert ein Allgemeines 
Wohngebiet und ein Mischgebiet fest. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag  
 
Zu 11 b: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die DIN 18005 enthält Orientierungswerte für die angemessene Berücksichtigung 
des Schallschutzes in der städtebaulichen Planung. Die städtebauliche Planung sieht 
zur Einhaltung des so genannten Trennungsgrundsatzes gem. § 50 BImSchG die 
Errichtung eines Parkhauses als aktive Lärmschutzmaßnahme vor. Die Einhaltung 
der Orientierungswerte der DIN 18005 aufgrund dieser Maßnahme weist die 
Verträglichkeit der städtebaulichen Planung mit der auf die geplanten 
schutzbedürftigen Einrichtungen einwirkenden Schallemissionen nach. 
 
Zu 11 c: Das Immissionsgutachten Nr.2554 (Stand 19.01.2015) berücksichtigt 
selbstverständlich die Schallreflexionen des gewerblichen Lärms bei 
Veranstaltungen auf dem Messegrundstück. Die Verträglichkeit der 
Lärmemissionen mit der bestehenden Wohnbebauung wird gutachterlich 
nachgewiesen. Davon ausgehend, dass für den in einem Sondergebiet 
liegenden Messebetrieb eine vergleichsweise geringere Schutzbedürftigkeit 
angenommen werden kann, werden die Belange der M.A.T. Objekt GmbH 
(zudem als Emittent) in diesem Kontext ausreichend gewahrt. 
Darüber hinaus wird die zum Erbaugrundstück Flur 38 Nr. 204/5 orientierte Fassade 
des Parkhauses geschlossen als Brandwand ausgeführt, weshalb eine zusätzliche 
Belastung durch die Parkverkehre auch für „ruhigere Veranstaltungen“ nicht zu 
erwarten ist. 
 
Zu 11 d: Die Einschätzung es handele sich bei der Annahme der geplanten 
Lärmminderungen an den baulichen Anlagen der Stadtwerke Gießen AG um 
fiktive Gegebenheiten wird nicht geteilt. Die Lärmminderung des 
Gemischkühlers sowie der Traforaumlüftung ist eine der Voraussetzung für die 
Zulässigkeit der geplanten baulichen Anlagen in dem Allgemeinen Wohngebiet 
und Mischgebiet. 

11c 

11d
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Noch zu (11 d) 
Die Umsetzung der genannten Lärmminderungsplanungen ist zudem Bestandteil des 
städtebaulichen Vertrages, der vor Abschluss des Bebauungsplanverfahrens mit 
dem Investor abgeschlossen wurde. 
 
 
 
Zu 11 e: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das Immissionsgutachten Nr. 2554 (Stand 19.01.2015) geht von der Halle 1 auf dem 
Messegelände sowie der Anfahrt von 200 Pkw zur Tagzeit und deren Abfahrt zur 
Nachtzeit als maßgebliche gewerbliche Lärmquelle aus, da die Messehalle gemäß 
erteilter Genehmigung sowie der bisher bzw. zumindest zu früheren Zeiten üblichen 
Nutzung auch für nächtliche Musikveranstaltungen beurteilt werden muss. Demnach 
sind, auch unter Berücksichtigung eines vor Jahren erzielten gerichtlichen 
Vergleiches, pro Jahr fünf größere Konzertveranstaltungen (z.B. Rockkonzerte) als 
zulässig anzusetzen. Ungeachtet dessen, dass in der Halle 4 regelmäßig 
vergleichsweise kleinere Konzerte stattfinden, muss für die 
immissionsschutzrechtliche Beurteilung von dem näher an der geplanten 
Wohnbebauung gelegenen Immissionsort ausgegangen werden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
Zu 11 f: Die sensiblen Nutzungen Kindertagesstätte und Altenpflegeheim 
liegen gem. den Festsetzungen des Bebauungsplanes G 54 „Hessenhalle“, 2. 
Änderung (Teilgebiet Schlachthof) innerhalb eines Mischgebietes. Das 
Immissionsgutachten weist die Verträglichkeit der genannten 
schutzbedürftigen Nutzungen mit den vorhandenen gewerblichen 
Lärmemissionen zur Tages- und Nachtzeit nach, es werden sogar die 
Orientierungswerte für ein Allgemeines Wohngebiet eingehalten. 
 
Zu 11 g: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 3, 10 und 11a. 
 
Zu 11 h: Die Festsetzungen des Bebauungsplanes G 54 „Hessenhalle“, 3. 
Änderung (Teilgebiet Lehmweg) bzgl. der Errichtung von Stellplätzen bzw. 
eines Parkhauses stehen in keinem Zusammenhang mit einem durch die 
Planungen des Bebauungsplanes G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet 
Schlachthof) ausgelösten erhöhten Verkehrsaufkommens. 
Die im Zusammenhang mit der geplanten Nutzung notwendigen Stellplätze werden 
in dem geplanten Parkhaus und auf den Grundstücken selbst nachgewiesen. Die 
Stellplatzanlage am Lehmweg ist vielmehr als Kompensation für die wegfallenden 
öffentlichen Stellplätze im Bereich der Rodheimer Straße anzuerkennen. Es ist 
durchaus vorstellbar, dass im Zuge der Umsetzung der genannten Bebauungspläne 
eine Nutzung dieser Stellplatzanlage am Lehmweg auch durch die M.A.T. Objekt 
GmbH zu Messezwecken verhandelt werden kann. 
 
Zu 11 i: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 3 und 10. 
 
Zu 11 j: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird diesbezüglich insbesondere auf die Ausführungen zu Punkt 3. 

11e. 

11f. 
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11i. 

11j. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 12 a: Der Auffassung, der städtebaulich wichtige Belang des ruhenden 
Verkehrs sei unplausibel abgearbeitet, wird widersprochen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu den folgenden Punkten 12 b-e. 
 
Zu 12 b: Die Stadt Gießen hat zur Schaffung notwendiger Stellplätze eine seit 
2011 rechtskräftige Stellplatzsatzung, die sich in der praktischen Anwendung 
bewährt hat. 
Der tatsächliche Stellplatzbedarf ergibt sich erst im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens bei Vorlage der konkret geplanten Anzahl an 
Wohneinheiten. Die städtische Stellplatzsatzung setzt die Anzahl der zu errichtenden 
Stellplätze entsprechend der jeweiligen geplanten baulichen Anlage fest. Dabei wird 
u.a. davon ausgegangen, dass bei Einfamilienhäusern 2 Stellplätze sowie bei 
Mehrfamilienhäusern und sonstigen Gebäuden mit Wohnungen pro Wohneinheit 1,5 
Stellplätze zu errichten sind. 
 
Zu 12 c: Die textlichen Festsetzungen unter Punkt A.3 treffen Regelungen für 
die Herstellung von Garagen und Stellplätzen, die auf den gesamten 
Geltungsbereich anzuwenden sind. Selbstverständlich ist auch im 
Zusammenhang mit der Errichtung sozialer Einrichtungen der Bedarf an 
ausreichend Stellplätzen verbunden. Der konkrete Bedarf ergibt sich aus der 
städtischen Stellplatzsatzung. 
 
Zu 12 d: Der Bebauungsplan trifft selbstverständlich auch Regelungen für den 
Stellplatznachweis im Zusammenhang mit der Nachnutzung des 
denkmalgeschützten Schlachthofes und setzt Stellplatzflächen unmittelbar 
angrenzend fest. 
 
 

11j. 

12. 12a. 

12b. 

12c. 
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12e. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 12 e: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 11 h 
 
 
 
Zu 13 und 14: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu den Punkten 9 b und 2 b. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 15: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu 9 b. 
 
Zu 16: Die geplante Stellplatzfläche am Lehmweg dient insbesondere der 
Kompensation der wegfallenden öffentlichen Stellplätze im Bereich der 
Rodheimer Straße. Eine Nutzung durch die M.A.T. Objekt GmbH kann im Zuge 
der Umsetzung der genannten Bebauungspläne verhandelt werden. 
Sollten auf dieser in erster Linie als Stellplatzanlage geplanten Fläche 
Messeveranstaltungen durchgeführt werden, stehen die südlich gelegene öffentliche 
Stellplatzanlage an der Straße An der Hessenhalle zur Verfügung. Darüber hinaus 
kann auch das Erbbaugrundstück Flur 38 Nr. 204/5 genutzt werden. 
 
Zu 17: Der Magistrat der Stadt Gießen geht davon aus, dass die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Nr. G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet 
Schlachthof) durchaus geeignet sind neben einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung auch die verkehrsplanerischen Fragestellungen angemessen zu 
beantworten. 
Insbesondere die Festsetzungen einer öffentlichen Verkehrsfläche, einer Fläche 
besonderen Nutzungszwecks „Parkhaus“, die textlichen Festsetzungen der textlichen 
Festsetzungen A.3.6. und A.3.7 zur Zulässigkeit von Garagen und Stellplätzen sowie 
in den dafür vorgesehen Flächen sind das Ergebnis einer intensiven 
Auseinandersetzung mit den verkehrlichen Belangen. 
 
Zu 18: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 2b. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 19: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu 9 b und 2 b. 
 
Zu 20: Dem Vorwurf des mangelnden Aufstellungserfordernisses wird 
widersprochen. 
Ziele des Bebauungsplanes sind neben der planungsrechtlichen Vorbereitung einer 
wohnbaulichen und gewerblichen Nachfolgenutzung für das brachgefallene 
Schlachthofgelände die Sicherung der langfristigen Energieversorgung der gesamten 
Weststadt durch den Ausbau des bereits vorhandenen Versorgungsstandortes der 
Stadtwerke Gießen AG, die Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung des Messestandortes der M.A.T. Objekt GmbH sowie die Beseitigung 
einer städtebaulich unbefriedigenden Situation im Bereich des städtischen 
Parkplatzes an der Rodheimer Straße zugunsten der Errichtung sozialer 
Infrastrukturen (Kita, Altenpflegeheim). Darüber hinaus wird mit den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes die planungsrechtliche Sicherung des vorhandenen und 
teilweise denkmalgeschützten baulichen Bestandes entlang der Rodheimer Straße 
gewährleistet. Zusätzlich dazu werden mithilfe der Festsetzungen des 
Bebauungsplanes die vorhandenen grünplanerischen Qualitäten gesichert und 
ausgebaut. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 21.11.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 21: Der Vorwurf des sogenannten „Etikettenschwindels“ wird 
zurückgewiesen. 
Der Bebauungsplan setzt für den überwiegend wohnbaulich geprägten Bereich ein 
Allgemeines Wohngebiet und für den für eine Mischnutzung vorgesehen Teilbereich 
ein Mischgebiet fest. Das qualitative Verhältnis zwischen gewerblicher und 
wohnbaulicher Nutzung ist im Mischgebiet unbestimmt. Aufgrund der Tatsache, dass 
das denkmalgeschützte Schlachthofgebäude überwiegend einer gewerblichen und 
gastronomischen/kulturellen Nutzung zugeführt wird, ist das gebotene 
Mischungsverhältnis erfüllt. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 22: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird im Übrigen auf die Ausführungen zu Punkt 9 a 
 
 
 
 
 
 
Zu 23: Die Einschätzung, die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. G 54 
„Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof) führen zu einer ganz 
erheblichen Einschränkung der wirtschaftlichen Nutzung und betrieblichen 
Entwicklungsmöglichkeiten des Messestandortes, wird nicht geteilt. Das Gebot 
der gegenseitigen Rücksichtnahme in Form des Trennungsgrundsatzes gem. § 
50 BImSchG wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes angemessen 
berücksichtigt und ein potentieller immissionsrechtlicher Konflikt darüber 
hinaus gutachterlich widerlegt. 
Verwiesen wird im Übrigen auf die Ausführungen zu den Punkten 2 b und 3. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 24: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu 23, 3 und 2 b. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 24a: Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden im Bereich des 
Allgemeinen Wohngebietes durch die verkehrlichen Vorbelastung im 
Plan(änderungs)gebiet der Rodheimer und Heuchelheimer Straße sowie der 
auf der anderen Lahnseite verlaufenden Bahnstrecke (Main-Weser-Bahn) 
geprägt. Einer im Bestand bereits vorhandenen verkehrlichen Vorbelastung 
kann im Rahmen der Abwägung eine gesonderte Stellung gegenüber der durch 
die Planungen ausgelösten Verkehrsbelastungen eingeräumt werden. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 10. 
 
Zu 24 b und c: Die immissionsschutzrechtlichen Bedenken können nicht geteilt 
werden. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 11 a und 3. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 25: Die Befürchtung, die Konzeptionierung des zukünftigen 
Stellplatzbedarfs führe zu Beeinträchtigungen des Messestandortes, kann 
nicht nachvollzogen werden. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 9b sowie 12 a-e. 
 
 
 
 
 
Zu 26: Die Auffassung, die geplante zukünftige Nutzung des Grundstückes Flur 
38 Nr. 204/4 hätte enteignenden Charakter, wird nicht geteilt. Darüber hinaus 
kann ein Verlust an Stellplätzen auf diesem Grundstück zulasten der M.A.T. 
Objekt GmbH nicht geltend gemacht werden. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 9 b. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 27: Dem Vorwurf, die als Grenzbebauung vorgesehene Errichtung eines 6-
geschossigen Parkhauses käme einer faktischen Enteignung gleich, wird 
widersprochen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 2 b. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 28: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 9 b und 2 b. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 29: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 20. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 29 a: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verwiesen wird auf die Ausführungen zu Punkt 10. 
 
Zu 29 b: Die altlastenfachliche Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 
ist vollumfänglich in dem Bebauungsplan G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung 
(Teilgebiet Schlachthof) berücksichtigt worden und die betroffenen Bereiche 
gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeichnet worden. Darüber hinaus werden 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen die geplante Nutzung vorgetragen. Die 
betroffenen Ämter sind sowohl im Baugenehmigungsverfahren wie auch im 
Freistellungsverfahren zu beteiligen. 
 
 
 
 
 

29. 

29a. 

29b. 

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck



Stadt Gießen, Bebauungsplan Nr. G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)     63 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: RAin Dr. C. Nönnig als Vertr. der M.A.T. Objekt GmbH  vom: 08.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 29 c: Die Auffassung, die geplante Bebauung sei aufgrund ihrer Massivität 
gegenüber dem Kulturdenkmal Schlachthof als nicht denkmalverträglich 
einzustufen, kann nicht geteilt werden. Vielmehr ist die planerische Konzeption 
mit der zuständigen Bezirkskonservatorin des Landesamtes für Denkmalpflege 
und der Unteren Denkmalschutzbehörde intensiv abgestimmt worden. Darüber 
hinaus wurde die planerische Konzeption im Rahmen einer Sitzung des 
Gießener Denkmalbeirates vorgestellt. 
Zum Zeitpunkt der Erstellung des denkmalfachlichen Gutachtens im Juni 2014 waren 
die tatsächlichen zukünftigen Nutzungen bzgl. des Schlachthofgebäudes noch nicht 
absehbar, so dass keine belastbare Aussage getroffen werden konnte. Im Zuge der 
planerischen Weiterentwicklung konnten die Nutzungen jedoch konkretisiert werden 
und die Denkmalverträglichkeit der beabsichtigten Nachfolgenutzung von den 
zuständigen Stellen bescheinigt werden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Jan Fleischauer  vom: 30.10.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 1: Der Anregung kann aufgrund einer fehlenden Gesetzesgrundlage nicht 
gefolgt werden. Die Möglichkeit ein Überfahrrecht für Radverkehr festzusetzen 
gibt es im Baugesetzbuch nicht.  
Allerdings ist eine öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
festgesetzt worden, die selbstverständlich auch von Radfahren genutzt werden kann. 
Die hier gewählte Darstellung soll verdeutlichen, dass es zu keinem 
Durchgangsverkehr in dem Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche zulasten der 
Anwohner kommen soll und dies bei der praktischen Umsetzung durch den Einbau 
von Pollern realisiert  werden wird. 
 
Zu 2: Der Anregung wird insofern gefolgt, dass die beschriebenen 
Fahrradabstellplätze in dem Parkhaus in erster Linie den unmittelbar 
angrenzenden Reihenhäusern und darüber liegenden Wohnungen zur 
Verfügung stehen werden. Darüber hinaus steht es dem Investor im Zuge der 
Realisierung der Wohnsolitäre frei Fahrradabstellplätze in den Gebäude selbst 
zu integrieren.  
Weiterhin ermöglichen die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes unter 
A.3.5 die Errichtung von Nebenanlagen innerhalb sowie bis zu einer maximalen 
Größe von 20 m² auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen. 
 
Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und der Investor im Zuge der 
Bauberatung auf die entsprechenden Anforderungen der städtischen 
Stellplatzsatzung hingewiesen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Fatma Arslauer  vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Fatma Arslauer  vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 1: Eine Untersuchung bezüglich der Feistaub- und Abgasemissionen ist 
nicht angestellt worden und ist aufgrund des zu erwartenden verkehrlichen 
Aufkommens durch den privaten Pkw-Verkehr nicht erforderlich. 
Untersuchungen bzw. Messungen zu Feinstaub- und Abgasemissionen sind 
regelmäßig im Rahmen der Umsetzung der Luftreinhalteplanung von den 
zuständigen Landesstellen (Regierungspräsidium, Landesamt für Umwelt und 
Geologie) durchzuführen. Die Werte für Gießen unterliegen daher der regelmäßigen 
Überwachung und bewegen sich im Rahmen der zulässigen Grenzwerte bzw. 
deutlich unterhalb davon. 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Errichtung eines Parkhauses, das 
ausschließlich privaten Zwecken dient. Insgesamt werden in dem Parkhaus etwa 210 
PKW-Stellplätze eingeplant. Aufgrund der geplanten Zweckbestimmung des 
Parkhauses kann von maximal 2,5 Bewegungen pro Stellplatz ausgegangen werden.  
Zusätzlich dazu werden die Fassaden des Parkhauses zur benachbarten 
Wohnbebauung geschlossen ausgeführt. 
 
Zu 2: Im Rahmen der Ausarbeitung des Bebauungsplanes ist gegenüber der 
Unterrichtung auf die Option eines weiteren Parkhauses auf dem Grundstück 
der Messe verzichtet und in den weiter westlich gelegenen Lehmweg verlagert 
worden. Daher kann eine kumulative Belastung durch zusätzliche 
Parkverkehre ausgeschlossen werden.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Fatma Arslauer  vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 3: Der Anregung zur Anpflanzung einer Pflanzachse östlich des August-
Balzer-Wegs aus stadtgestalterischen und stadtökologischen Gründen wird 
durch die Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
und 25 b BauGB entsprochen. 
Weiterhin werden entlang des August-Balzer-Wegs die Anzahl und der erforderliche 
Mindest-Stammumfang planungsrechtlich festgesetzt. Die festgesetzten 
Anpflanzachsen dienen dazu, einen stadtgestalterisch verträglichen Übergang 
zwischen den östlich des August-Balzer-Wegs geplanten Funktionsgebäuden 
(Versorgungsgebäude, Lagerhalle und Parkhaus) und der gegenüberliegenden 
Wohnbebauung zu gewährleisten. Zusätzlich dazu leisten die anzupflanzenden 
Bäume einen Beitrag zur Verbesserung der lokalen klimatischen- und 
lufthygienischen Wohlfahrtswirkung (Schattenspende, Vergrößerung der 
Verdunstungsflächen, Absorption von Luftschadstoffen). 
 
Zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Anpflanzungen ist ämterübergreifend 
abgestimmt worden, dass die Bäume im Bereich des festgesetzten Sondergebietes 
wegen der noch nicht absehbaren Errichtung der Lagerhalle ersatzweise durch das 
städtische Gartenamt im Bereich des August-Balzer-Wegs auf städtischen Flächen 
angepflanzt und entsprechend gepflegt werden können. Für die übrigen 
Anpflanzabschnitte ergibt sich die Verpflichtung zur Anpflanzung, Unterhaltung und 
Pflege für die betroffenen Eigentümer sowohl durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sowie die Regelungen des städtebaulichen Vertrages. 
 
Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Carmen und Thomas Heil vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 1: Die Einschätzung über die Überschreitung der bauordnungsrechtlich 
einzuhaltenden Abstandflächen wird zurückgewiesen. 
Die Geschoßhöhen eines Parkhauses und der zugehörigen Auffahrtsrampe sind 
gegenüber denen von Wohn- oder Bürogebäuden regelmäßig geringer. Zudem 
dürfen die bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen gem. § 6 Abs. 2 
Satz 2 HBO regelmäßig bis zur Mitte der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche 
reichen. 
Als Grundlage für die Beurteilung der Abstandsflächen muss die geplante 
tatsächliche Höhe von etwa 15,00 m über Geländeniveau als Berechnungsgrundlage 
herangezogen werden. Die nach der Hessischen Bauordnung (HBO) einzuhaltenden 
Mindestabstandsflächen werden gegenüber der vorhandenen Bestandsbebauung 
dementsprechend eingehalten. 
 
Zu 2: Eine Untersuchung bezüglich der Feistaub- und Abgasemissionen ist 
nicht angestellt worden und ist aufgrund des zu erwartenden verkehrlichen 
Aufkommens durch den privaten Pkw-Verkehr nicht erforderlich. 
Untersuchungen bzw. Messungen zu Feinstaub- und Abgasemissionen sind 
regelmäßig im Rahmen der Umsetzung der Luftreinhalteplanung von den 
zuständigen Landesstellen (Regierungspräsidium, Landesamt für Umwelt und 
Geologie) durchzuführen. Die Werte für Gießen unterliegen daher der regelmäßigen 
Überwachung und bewegen sich im Rahmen der zulässigen Grenzwerte bzw. 
deutlich unterhalb davon. 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Errichtung eines Parkhauses, das 
ausschließlich privaten Zwecken dient. Insgesamt werden in dem Parkhaus etwa 810 
PKW-Stellplätze eingeplant. Aufgrund der geplanten Zweckbestimmung des 
Parkhauses kann von maximal 2,5 Bewegungen pro Stellplatz ausgegangen werden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Carmen und Thomas Heil vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
noch zu (2) 
Zusätzlich dazu werden die Fassaden des Parkhauses zur benachbarten 
Wohnbebauung geschlossen ausgeführt. 
 
Zu 3: Im Rahmen der Ausarbeitung des Bebauungsplanes ist gegenüber der 
Unterrichtung auf die Option eines weiteren Parkhauses auf dem Grundstück 
der Messe verzichtet und in den weiter westlich gelegenen Lehmweg verlagert 
worden. Daher kann eine kumulative Belastung durch zusätzliche 
Parkverkehre ausgeschlossen werden.  
 
Zu 4: Der Anregung zur Anpflanzung einer Pflanzachse östlich des August-
Balzer-Wegs aus stadtgestalterischen und stadtökologischen Gründen wird 
durch die Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
und 25 b BauGB entsprochen. 
Weiterhin werden entlang des August-Balzer-Wegs die Anzahl und der erforderliche 
Mindest-Stammumfang planungsrechtlich festgesetzt. Die festgesetzten 
Anpflanzachsen dienen dazu, einen stadtgestalterisch verträglichen Übergang 
zwischen den östlich des August-Balzer-Wegs geplanten Funktionsgebäuden 
(Versorgungsgebäude, Lagerhalle und Parkhaus) und der gegenüberliegenden 
Wohnbebauung zu gewährleisten. Zusätzlich dazu leisten die anzupflanzenden 
Bäume einen Beitrag zur Verbesserung der lokalen klimatischen- und 
lufthygienischen Wohlfahrtswirkung (Schattenspende, Vergrößerung der 
Verdunstungsflächen, Absorption von Luftschadstoffen). 
 
Zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Anpflanzungen ist ämterübergreifend 
abgestimmt worden, dass die Bäume im Bereich des festgesetzten Sondergebietes 
wegen der noch nicht absehbaren Errichtung der Lagerhalle ersatzweise durch das  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Carmen und Thomas Heil vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
noch zu (4) 
städtische Gartenamt im Bereich des August-Balzer-Wegs auf städtischen Flächen 
angepflanzt und entsprechend gepflegt werden können. Für die übrigen 
Anpflanzabschnitte ergibt sich die Verpflichtung zur Anpflanzung, Unterhaltung und 
Pflege für die betroffenen Eigentümer sowohl durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sowie die Regelungen des städtebaulichen Vertrages. 
 
Zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Cemal Özgeday  vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 1: Eine Untersuchung bezüglich der Feistaub- und Abgasemissionen ist 
nicht angestellt worden und ist aufgrund des zu erwartenden verkehrlichen 
Aufkommens durch den privaten Pkw-Verkehr nicht erforderlich. 
Untersuchungen bzw. Messungen zu Feinstaub- und Abgasemissionen sind 
regelmäßig im Rahmen der Umsetzung der Luftreinhalteplanung von den 
zuständigen Landesstellen (Regierungspräsidium, Landesamt für Umwelt und 
Geologie) durchzuführen. Die Werte für Gießen unterliegen daher der regelmäßigen 
Überwachung und bewegen sich im Rahmen der zulässigen Grenzwerte bzw. 
deutlich unterhalb davon. 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Errichtung eines Parkhauses, das 
ausschließlich privaten Zwecken dient. Insgesamt werden in dem Parkhaus etwa 210 
PKW-Stellplätze eingeplant. Aufgrund der geplanten Zweckbestimmung des 
Parkhauses kann von maximal 2,5 Bewegungen pro Stellplatz ausgegangen werden.  
Zusätzlich dazu werden die Fassaden des Parkhauses zur benachbarten 
Wohnbebauung geschlossen ausgeführt. 
 
Zu 2: Im Rahmen der Ausarbeitung des Bebauungsplanes ist gegenüber der 
Unterrichtung auf die Option eines weiteren Parkhauses auf dem Grundstück 
der Messe verzichtet und in den weiter westlich gelegenen Lehmweg verlagert 
worden. Daher kann eine kumulative Belastung durch zusätzliche 
Parkverkehre ausgeschlossen werden.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Cemal Özgeday  vom: 06.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 3: Der Anregung zur Anpflanzung einer Pflanzachse östlich des August-
Balzer-Wegs aus stadtgestalterischen und stadtökologischen Gründen wird 
durch die Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
und 25 b BauGB entsprochen. 
Weiterhin werden entlang des August-Balzer-Wegs die Anzahl und der erforderliche 
Mindest-Stammumfang planungsrechtlich festgesetzt. Die festgesetzten 
Anpflanzachsen dienen dazu, einen stadtgestalterisch verträglichen Übergang 
zwischen den östlich des August-Balzer-Wegs geplanten Funktionsgebäuden 
(Versorgungsgebäude, Lagerhalle und Parkhaus) und der gegenüberliegenden 
Wohnbebauung zu gewährleisten. Zusätzlich dazu leisten die anzupflanzenden 
Bäume einen Beitrag zur Verbesserung der lokalen klimatischen- und 
lufthygienischen Wohlfahrtswirkung (Schattenspende, Vergrößerung der 
Verdunstungsflächen, Absorption von Luftschadstoffen). 
 
Zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Anpflanzungen ist ämterübergreifend 
abgestimmt worden, dass die Bäume im Bereich des festgesetzten Sondergebietes 
wegen der noch nicht absehbaren Errichtung der Lagerhalle ersatzweise durch das 
städtische Gartenamt im Bereich des August-Balzer-Wegs auf städtischen Flächen 
angepflanzt und entsprechend gepflegt werden können. Für die übrigen 
Anpflanzabschnitte ergibt sich die Verpflichtung zur Anpflanzung, Unterhaltung und 
Pflege für die betroffenen Eigentümer sowohl durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sowie die Regelungen des städtebaulichen Vertrages. 
 
Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Adolf Hofmann  vom: 07.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Adolf Hofmann  vom: 07.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
Zu 1: Die Einschätzung über die Überschreitung der bauordnungsrechtlich 
einzuhaltenden Abstandflächen wird zurückgewiesen. 
Die Geschoßhöhen eines Parkhauses und der zugehörigen Auffahrtsrampe sind 
gegenüber denen von Wohn- oder Bürogebäuden regelmäßig geringer. Zudem 
dürfen die bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflächen gem. § 6 Abs. 2 
Satz 2 HBO regelmäßig bis zur Mitte der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche 
reichen. 
Als Grundlage für die Beurteilung der Abstandsflächen muss die geplante 
tatsächliche Höhe von etwa 15,00 m über Geländeniveau als Berechnungsgrundlage 
herangezogen werden. Die nach der Hessischen Bauordnung (HBO) einzuhaltenden 
Mindestabstandsflächen werden gegenüber der vorhandenen Bestandsbebauung 
dementsprechend eingehalten. 
 
Zu 2: Eine Untersuchung bezüglich der Feistaub- und Abgasemissionen ist 
nicht angestellt worden und ist aufgrund des zu erwartenden verkehrlichen 
Aufkommens durch den privaten Pkw-Verkehr nicht erforderlich. 
Untersuchungen bzw. Messungen zu Feinstaub- und Abgasemissionen sind 
regelmäßig im Rahmen der Umsetzung der Luftreinhalteplanung von den 
zuständigen Landesstellen (Regierungspräsidium, Landesamt für Umwelt und 
Geologie) durchzuführen. Die Werte für Gießen unterliegen daher der regelmäßigen 
Überwachung und bewegen sich im Rahmen der zulässigen Grenzwerte bzw. 
deutlich unterhalb davon. 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Errichtung eines Parkhauses, das 
ausschließlich privaten Zwecken dient. Insgesamt werden in dem Parkhaus etwa 810 
PKW-Stellplätze eingeplant. Aufgrund der geplanten Zweckbestimmung des 
Parkhauses kann von maximal 2,5 Bewegungen pro Stellplatz ausgegangen werden. 
 

2. 

1. 

planung9
Rechteck

planung9
Rechteck



Stadt Gießen, Bebauungsplan Nr. G 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)     75 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Adolf Hofmann  vom: 07.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
noch zu (2) 
Zusätzlich dazu werden die Fassaden des Parkhauses zur benachbarten 
Wohnbebauung geschlossen ausgeführt. 
 
Zu 3: Im Rahmen der Ausarbeitung des Bebauungsplanes ist gegenüber der 
Unterrichtung auf die Option eines weiteren Parkhauses auf dem Grundstück 
der Messe verzichtet und in den weiter westlich gelegenen Lehmweg verlagert 
worden. Daher kann eine kumulative Belastung durch zusätzliche 
Parkverkehre ausgeschlossen werden.  
 
Zu 4: Der Anregung zur Anpflanzung einer Pflanzachse östlich des August-
Balzer-Wegs aus stadtgestalterischen und stadtökologischen Gründen wird 
durch die Festsetzung von Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
und 25 b BauGB entsprochen. 
Weiterhin werden entlang des August-Balzer-Wegs die Anzahl und der erforderliche 
Mindest-Stammumfang planungsrechtlich festgesetzt. Die festgesetzten 
Anpflanzachsen dienen dazu, einen stadtgestalterisch verträglichen Übergang 
zwischen den östlich des August-Balzer-Wegs geplanten Funktionsgebäuden 
(Versorgungsgebäude, Lagerhalle und Parkhaus) und der gegenüberliegenden 
Wohnbebauung zu gewährleisten. Zusätzlich dazu leisten die anzupflanzenden 
Bäume einen Beitrag zur Verbesserung der lokalen klimatischen- und 
lufthygienischen Wohlfahrtswirkung (Schattenspende, Vergrößerung der 
Verdunstungsflächen, Absorption von Luftschadstoffen). 
 
Zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit der Anpflanzungen ist ämterübergreifend 
abgestimmt worden, dass die Bäume im Bereich des festgesetzten Sondergebietes 
wegen der noch nicht absehbaren Errichtung der Lagerhalle ersatzweise durch das 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
hier: Bebauungsplan GI 54 „Hessenhalle“, 2. Änderung (Teilgebiet Schlachthof)  
Abwägung  der Anregungen, die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 
BauGB, der Offenlegung gem. § 3 Abs. 2  BauGB, der erneuten Offenlegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange § 4 
Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden. 
Stellungnahme von: Adolf Hofmann  vom: 07.08.2014 

 
Behandlungsvorschlag:  
 
noch zu (4) 
städtische Gartenamt im Bereich des August-Balzer-Wegs auf städtischen Flächen 
angepflanzt und entsprechend gepflegt werden können. Für die übrigen 
Anpflanzabschnitte ergibt sich die Verpflichtung zur Anpflanzung, Unterhaltung und 
Pflege für die betroffenen Eigentümer sowohl durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sowie die Regelungen des städtebaulichen Vertrages. 
 
Zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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